
konflikte und existenzieller Ausweglosigkeit verübt 
werden und andererseits solche, bei denen das Motiv 
gegenüber dem Wert des vernichteten Menschenlebens 
federleicht wiegt. Man kann töten zur Durchsetzung 
von Lebenswerten, sich des Verbrechens als eines Mit­
tels auf der Jagd nach Glück bedienen. Andererseits 
gibt es einschlägige Straftaten, die in Untergangs­
stimmung, als Verzweiflungsakte unter der Devise 
„Besser ein Ende mit Schrecken“ begangen werden. 
Bei manchen Tötungen ist sich der Täter von vorn­
herein darüber klar, daß ein Weiterleben nach der 
Tat für ihn eine psychische Unmöglichkeit bedeutet. 
Andererseits finden wir im Prozeß des Todeslagers 
Sachsenhausen die Bemerkung eines geständigen An­
geklagten über die von ihm vorgenommenen Ver­
gasungen: „Man merkte gar nicht, daß man mordete.“

Die Erotik bietet die mannigfaltigsten Möglichkeiten. 
Sie kann seelisch oder sinnlich als Motiv wirken, und 
es gibt Tötungen zur Durchsetzung oder zur Abwehr 
einer ausschweifenden Libido. Der Rachetrieb, das ver­
letzte Ehrgefühl, der Wille zur sozialen Geltung treten 
unter den Tötungsmotiven in den verschiedensten Ge­
stalten auf, und wie im gewöhnlichen Leben an die 
Stelle des Broterwerbs als Beweggrund eine Art Be­
rufsbesessenheit treten kann, so kann bei sogenann­
ten Massenmördern eine Art sportliches Interesse am 
Töten mitbestimmend wirken. Die Tötungsverbrechen 
weisen also eine ungeheure Spannweite auf. Sie um­
fassen nahezu alle Bereiche des menschlichen Lebens.

Alle diese Momente und viele andere könnten für 
die Frage der Verwerflichkeitseinstufung des Tötungs­
verbrechens von ausschlaggebender Bedeutung sein. 
Wollte man also den von den Urhebern des schwei­
zerischen Entwurfs und denen, die ihnen gefolgt sind, 
aufgenommenen Rechtsgedanken, daß nämlich die 
Frage der Überlegung ein zu einseitiges Kriterium 
sei und die Lebenserscheinung der vorsätzlichen 
Tötung tunlichst in der Vollständigkeit ihrer Ge­
staltungsmöglichkeiten zu berücksichtigen ist, zu Ende 
denken, so müßte man in ähnlicher Weise, wie wir 
es andeuteten, eine Phänomenologie der vorsätzlichen 
Tötung herausarbeiten und den dabei sich heraus­
stellenden Verbrechensformen dann unter dem Ge­
sichtspunkt Mord oder Totschlag die gesuchte Ver­
werflichkeitseinstufung zuteil werden lassen. Eine 
auch nur nahezu vollständige Lösung dieser Aufgabe 
dürfte undurchführbar sein. Aber sicher ist ein wei­
teres Fortschreiten in dieser Richtung auch praktisch 
möglich. Sache der Judikatur ist es, bei dieser Auf­
gabe zu helfen.

Die Sorge um dieses Problem kann jedoch zur Zeit 
noch dem zukünftigen Gesetzgeber überlassen bleiben. 
Rechtswissenschaft und Kriminologie können sich zu­
nächst darauf beschränken, den durch die Neufassung 
dargebotenen Bestimmungen durch verständnisvolle 
Auslegung einen lebensnahen Inhalt zu geben und 
das in der Praxis herantretende Material, das man 
allerdings in weitergehendem Maße als es bisher ge­
schah, vor dem Versinken in die Vergessenheit be­
wahren sollte, unter den hier eine Rolle spielenden 
Gesichtspunkten zu sichten.

In der neuen Fassung des § 211 Strafgesetzbuch 
werden beispielgebend drei hervorstechende Arten 
von Beweggründen angeführt, bei denen das für die 
Qualifizierung als Mord bestimmende Moment beson­
derer Verwerflichkeit vom Gesetzgeber offenbar als 
selbstverständlich angesehen wird, während die übrigen 
in der Praxis herantretenden Beweggründe vorsätz­
licher Tötungen der moralischen Bewertung des Rich­
ters unterbreitet werden, und nur bei besonderer 
moralischer Wertwidrigkeit des Beweggrundes, die im 
Einzelfalle zu konstatieren ist, nämlich bei „Niedrig­
keit des Motivs“ als mord-konstituierend zu gelten 
haben.

Außerdem werden drei als besonders verwerflich 
anzusehende Begehungsweisen hervorgehoben, von 
denen zwei (Heimtücke und gemeingefährliches Mittel) 
in erster Linie die Technik der Durchführung des 
Verbrechens betreffen, während die dritte (Grausam­
keit) eine der näheren Klärung noch bedürftige psycho­
logisch-physiologische Begleiterscheinung der einschlä­
gigen Verbrechensbegehung darstellt.

Schließlich werden am Ende noch zwei weitere, den 
Tatbestand des Mordes begründende Merkmale an­

geführt: der Beweggrund, eine andere Straftat zu er­
möglichen und der Beweggrund, eine andere Straftat 
zu verdecken. Der Beweggrund, eine andere Straftat 
zu ermöglichen, unterscheidet sich aber seiner Art nach 
von den drei am Anfang der Gesetzesbestimmung ge­
nannten Beweggründen und von dem Beweggrund, eine 
andere Straftat zu verdecken; denn während die Mo­
tive Mordlust, Geschlechtstrieb, Habgier und der auf 
den Trieb zur Existenzsicherung hinauslaufende Be­
weggrund, eine Straftat zu verdecken, im psycholo­
gischen Bestand des Täters verwurzelte Strebungen 
bestimmter Artung sind, bestimmt sich der Beweg­
grund, eine Straftat zu ermöglichen, seinem Inhalt nach 
jeweils erst aus der Situation, liegt also auf einer ganz 
anderen Ebene und kann, je nachdem es sich bei der 
zu ermöglichenden Straftat etwa um ein Sittlichkeits­
verbrechen oder um ein politisches Attentat handelt, 
psychologisch völlig verschieden gestützt sein.

Mit der Auslegung der neugefaßten Tötungs­
paragraphen hat sich das ehemalige Reichsgericht in 
der letzten Zeit seines Bestehens noch in einigen Ent­
scheidungen befaßt, und wie durch die Gesetzgebung 
der Hitlerzeit, so geht auch durch diese Urteile der 
Riß, der das im Zuge einer normalen Rechtsentwick­
lung Liegende von den spezifisch nazistischen Bestand­
teilen scheidet, mitten hindurch. So spielt in einer der 
Entscheidungen die Tatsache, daß der Angeklagte das 
Infanterie-Sturmabzeichen besaß (RGSt. 76, 297), für 
die Ablehnung seiner Qualifizierung als Mörder eine 
Rolle. Wir halten uns im folgenden lediglich an die 
auch heute noch einwandfrei erscheinenden Bestand­
teile dieser Rechtsprechung. Überdies sind die uns 
beschäftigenden Tötungsbestimmungen nach dem Zu­
sammenbruch des Nazismus in allen Zonen zum Gegen­
stand einer sie eindringlich erörternden Judikatur 
gemacht worden.

Zwei Entscheidungen des ehemaligen Reichsgerichts 
befassen sich mit der allgemeinen Frage, ob das Auf­
zählen der einzelnen Merkmale in § 211 gewisser­
maßen nur symptomatische Bedeutung für das Vor­
handensein einer dahinterstehenden, letzten Endes für 
die Qualifizierung ausschlaggebenden, allgemeinen 
Verwerflichkeit hat, oder ob die für die Entscheidung 
maßgebliche Verwerflichkeit eben in den vom Gesetz 
angeführten Merkmalen und in nichts anderem zu 
finden sei.

Während RGSt. 77, 45 sich offenbar zu der ersteren 
Auffassung bekennt, wird die Frage in RGSt. 76, 297 
in letzterem Sinne entschieden. Aber die sich für RGSt. 
76, 297 ergebende straffere Bindung an den Wortlaut 
des Gesetzes wird andererseits wieder bis zu einem 
gewissen Grade gelockert, insofern bei der Beurteilung 
der gesetzestextlich festgelegten Merkmale weitgehend 
auf die Gesamtpersönlichkeit des Täters zurückgegriffen 
werden soll. In RGSt. 77, 45 wird ausgeführt, daß Mord 
im Gegensatz zum Totschlag die besonders verwerf­
liche Tötung ist. Es handelte sich in jenem Falle um 
die Tötung der den Täter verschmähenden Geliebten 
und ihrer dazukommenden Dienstherrin. Die Vorinstanz 
hatte ausgeführt, die Tötung könne unter Berücksich­
tigung der Gesamtumstände der Tat, vor allem der 
Persönlichkeit des Täters, nicht als unehrenhaft* mithin 
auch nicht als besonders verwerflich beurteilt werden, 
zumal sie mindestens in einem der beiden Fälle eine 
reine Affekthandlung gewesen sei. Das Revisions­
gericht erklärte diesen Ausgangspunkt für richtig. Die 
besondere Verwerflichkeit der Tötung, die für die 
Anwendung des § 211 maßgebend sei, könne sich aus 
der Ausführung und aus der sie beherrschenden Ge­
sinnung ergeben. Das unterscheidende Merkmal liege 
in der Gesamtpersönlichkeit des Täters, wie sie aus 
der Tat und den sonstigen Umständen erkennbar ist. 
Jeder der vom Gesetzestext angeführten Gesichts­
punkte — für sich allein oder einige von ihnen — 
hätte vor a l l e m  darüber zu entscheiden. Die Tat 
diene als Spiegelbild der inneren Gesinnung des Täters.

Aus der Einfügung der Worte „vor allem“ ergibt 
sich, daß der Senat den vom Gesetzeswortlaut an­
geführten Momenten eine schlechterdings konstitutive, 
nicht nur symptomatische Bedeutung nicht zuschreiben 
will, sondern die Entscheidung letzten Endes auf eine 
noch hinter dem Gesetzeswortlaut vorhandene, be­
sondere Verwerflichkeit der Tat abstellen will.
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